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Muster-Betriebsvereinbarung zur Förderung und Sicherstellung der KI-Kompetenz der Beschäftigten
Zwischen der [Name des Unternehmens], vertreten durch die Geschäftsführung, – nachfolgend Arbeitgeber – und dem Betriebsrat des Betriebs [Bezeichnung] wird folgende Betriebsvereinbarung geschlossen:
Präambel
Der Einsatz künstlicher Intelligenz (KI) verändert Arbeitsprozesse, Tätigkeitsanforderungen und Qualifikationsbedarfe. Arbeitgeber und Betriebsrat verfolgen gemeinsam das Ziel, die Beschäftigten zu einem sicheren, verantwortungsvollen und kompetenten Umgang mit KI-Systemen zu befähigen.
Grundlage dieser Betriebsvereinbarung ist insbesondere Art. 4 der Verordnung (EU) 2024/1689 (KI-Verordnung) in der jeweils geltenden Fassung.
Der Arbeitgeber verpflichtet sich, die Entwicklung der KI-Kompetenz der Beschäftigten durch geeignete, bedarfsgerechte und regelmäßig aktualisierte Maßnahmen zu fördern.
Die Qualifizierung soll zugleich Beschäftigungsmöglichkeiten sichern, Überforderung vermeiden und einen diskriminierungsfreien Zugang zu neuen Technologien gewährleisten.
§ 1 Geltungsbereich
(1) Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Betriebs einschließlich Teilzeitbeschäftigter, Auszubildender, befristet Beschäftigter und Beschäftigter im Homeoffice oder in mobiler Arbeit.
(2) Sie erfasst alle Beschäftigten, die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit KI-Systeme nutzen, bedienen, überwachen oder deren Ergebnisse bewerten.
(3) Auch Führungskräfte werden entsprechend ihrer Aufgaben und Verantwortlichkeiten in die Qualifizierungsmaßnahmen einbezogen.
(4) Der Arbeitgeber stellt im Rahmen seiner gesetzlichen Verantwortung geeignete Qualifizierungsmaßnahmen auch für sonstige Personen sicher, die in seinem Auftrag KI-Systeme betreiben oder nutzen. Die hierfür erforderlichen Regelungen mit externen Unternehmen bleiben gesonderten Vereinbarungen vorbehalten.
§ 2 Ziele der KI-Qualifizierung
Die Qualifizierungsmaßnahmen verfolgen insbesondere folgende Ziele:
1. Vermittlung grundlegender Kenntnisse über Funktionsweise, Möglichkeiten und Grenzen von KI-Systemen.
2. Befähigung zur sicheren und sachgerechten Nutzung der im Betrieb eingesetzten KI-Anwendungen.
3. Sensibilisierung für Fehlerquellen, fehlerhafte KI-Ergebnisse und sogenannte Halluzinationen.
4. Vermittlung grundlegender Kenntnisse über Datenschutz, Informationssicherheit und den Schutz vertraulicher Unternehmensdaten.
5. Erkennen möglicher Diskriminierungen, Verzerrungen und Risiken für Beschäftigte oder Dritte.
6. Förderung der Fähigkeit, KI-generierte Ergebnisse kritisch zu überprüfen und eigenverantwortlich zu bewerten.
7. Vermittlung der betrieblichen Regeln zum zulässigen und unzulässigen Einsatz von KI.
8. Erhalt und Weiterentwicklung der beruflichen Handlungskompetenz der Beschäftigten.
§ 3 Verantwortung des Arbeitgebers
(1) Der Arbeitgeber trägt die Verantwortung für die Planung, Organisation, Finanzierung und Durchführung der erforderlichen Maßnahmen zur Förderung der KI-Kompetenz.
(2) Er stellt insbesondere sicher, dass
· die Qualifizierungsbedarfe systematisch ermittelt werden,
· geeignete Schulungsangebote zur Verfügung stehen,
· die Beschäftigten ausreichend Zeit zur Teilnahme erhalten,
· erforderliche technische und organisatorische Voraussetzungen geschaffen werden,
· die Qualifizierungsmaßnahmen regelmäßig überprüft und angepasst werden.
(3) Der Arbeitgeber benennt eine verantwortliche Stelle, die die Umsetzung dieser Betriebsvereinbarung koordiniert und als Ansprechpartner für Beschäftigte und Betriebsrat zur Verfügung steht.
(4) Die Verantwortung für die Auswahl, rechtmäßige Bereitstellung und sichere Gestaltung der KI-Systeme verbleibt beim Arbeitgeber. Sie wird durch die Qualifizierung nicht auf die Beschäftigten übertragen.
§ 4 Ermittlung des Qualifizierungsbedarfs
(1) Der Arbeitgeber ermittelt vor der Einführung neuer KI-Systeme sowie bei wesentlichen Änderungen bestehender Anwendungen den jeweiligen Qualifizierungsbedarf.
(2) Dabei berücksichtigt er insbesondere
· die technischen Vorkenntnisse und bisherigen Erfahrungen der Beschäftigten,
· die konkreten Einsatzbereiche und Aufgaben,
· die Komplexität und Risiken der KI-Anwendung,
· mögliche Auswirkungen auf Beschäftigte, Kunden und sonstige betroffene Personen,
· besondere Anforderungen an Führungskräfte und Beschäftigte mit Kontroll- oder Entscheidungsverantwortung.
(3) Die Ermittlung erfolgt tätigkeitsbezogen. Individuelle Kompetenzanalysen dürfen nicht zur verdeckten Leistungs- oder Verhaltenskontrolle verwendet werden.
(4) Der Arbeitgeber unterrichtet den Betriebsrat über die Ergebnisse und stimmt die daraus abgeleiteten betrieblichen Qualifizierungsmaßnahmen unter Beachtung der gesetzlichen Beteiligungsrechte mit ihm ab.
§ 5 Schulungskonzept und Qualifizierungsstufen
(1) Der Arbeitgeber erstellt ein betriebliches Schulungskonzept, das mindestens folgende Qualifizierungsstufen vorsieht:
Stufe 1: Grundlagenschulung
Alle Beschäftigten, die KI-Systeme im Rahmen ihrer Tätigkeit einsetzen sollen, erhalten eine Grundlagenschulung.
Inhalte sind insbesondere:
· Grundprinzipien und Funktionsweise von KI
· Chancen, Grenzen und typische Fehler
· Datenschutz und Informationssicherheit
· Verantwortlicher Umgang mit KI-Ergebnissen
· Betriebliche Regeln zur KI-Nutzung
· Ansprechpartner und Meldewege bei Problemen
Stufe 2: Anwendungsspezifische Schulung
Beschäftigte, die bestimmte KI-Systeme regelmäßig nutzen, erhalten zusätzliche praxisbezogene Schulungen.
Diese umfassen insbesondere:
· Bedienung der eingesetzten Anwendungen
· Eingabe geeigneter Arbeitsanweisungen (Prompts)
· Überprüfung und Korrektur von Ergebnissen
· Umgang mit sensiblen Daten
· Erkennen und Melden von Fehlfunktionen
Stufe 3: Vertiefende Qualifizierung
Für Beschäftigte mit besonderen Aufgaben oder Verantwortlichkeiten werden vertiefende Schulungen angeboten.
Dies betrifft insbesondere Führungskräfte, Personalverantwortliche, IT-Beschäftigte sowie Personen, die KI-gestützte Entscheidungen vorbereiten, überprüfen oder beaufsichtigen.
(2) Die Schulungsinhalte werden anhand konkreter betrieblicher Anwendungsfälle vermittelt.
(3) Bei KI-Systemen mit erhöhtem Risiko sind die Qualifizierungsmaßnahmen entsprechend zu erweitern. Gesetzlich vorgeschriebene Anforderungen an die menschliche Aufsicht bleiben unberührt.
§ 6 Durchführung und zeitlicher Umfang
(1) Die erforderlichen Schulungen finden grundsätzlich während der regelmäßigen Arbeitszeit statt.
(2) Die Teilnahme an angeordneten oder für die Tätigkeit erforderlichen Schulungen gilt als Arbeitszeit und wird entsprechend vergütet.
(3) Der Arbeitgeber trägt sämtliche erforderlichen Schulungs-, Reise- und Materialkosten.
(4) Als betrieblicher Mindeststandard werden folgende Schulungszeiten vereinbart:
· Grundlagenschulung: mindestens 3 Zeitstunden
· Anwendungsspezifische Schulung: mindestens 2 zusätzliche Zeitstunden je wesentlichem Anwendungsbereich
· Vertiefende Qualifizierung: nach festgestelltem Bedarf, grundsätzlich mindestens 4 Zeitstunden
(5) Bei besonderem Schulungsbedarf sind zusätzliche Qualifizierungsmaßnahmen anzubieten.
(6) Beschäftigte dürfen durch die Teilnahme keine Nachteile hinsichtlich Arbeitsbelastung, Vergütung oder beruflicher Entwicklung erleiden. Die Arbeitsorganisation ist entsprechend anzupassen.
(7) Teilzeitbeschäftigten und Beschäftigten mit besonderen Arbeitszeitmodellen sind gleichwertige Teilnahmemöglichkeiten anzubieten.
§ 7 Qualifizierung vor Einführung neuer KI-Systeme
(1) Beschäftigte sind vor der erstmaligen verpflichtenden Nutzung eines neuen KI-Systems entsprechend ihrer Aufgaben zu qualifizieren.
(2) Solange die erforderliche Qualifizierung nicht erfolgt ist, dürfen Beschäftigte nicht verpflichtet werden, das betreffende KI-System eigenständig für Aufgaben einzusetzen, bei denen ohne die erforderlichen Kenntnisse erhebliche Fehler oder Risiken entstehen können.
(3) Bei wesentlichen Änderungen der Funktionsweise oder des Einsatzbereichs sind ergänzende Schulungen durchzuführen.
(4) Gesetzliche Beteiligungsrechte des Betriebsrats bei der Einführung und Anwendung von KI-Systemen bleiben unberührt.
§ 8 Wiederholung und Aktualisierung
(1) Die Qualifizierungsmaßnahmen werden regelmäßig auf Aktualität und Wirksamkeit überprüft.
(2) Beschäftigte, die KI-Systeme regelmäßig nutzen, erhalten mindestens einmal jährlich eine Auffrischungsschulung von grundsätzlich 90 Minuten.
(3) Zusätzliche Schulungen erfolgen insbesondere bei
· Einführung neuer KI-Anwendungen,
· wesentlichen technischen Veränderungen,
· neuen rechtlichen Anforderungen,
· erkannten Sicherheitsproblemen,
· erheblichen Änderungen der Arbeitsaufgaben.
(4) Der Arbeitgeber stellt ergänzend verständliche Informationen, Praxisleitfäden und aktuelle Nutzungshinweise bereit.
§ 9 Nachweis und Dokumentation
(1) Der Arbeitgeber dokumentiert die Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen.
(2) Die Dokumentation beschränkt sich grundsätzlich auf
· Name der teilnehmenden Person,
· Bezeichnung und Inhalt der Schulung,
· Datum und Dauer,
· gegebenenfalls erforderliche Teilnahmebestätigung.
(3) Eine personenbezogene Bewertung der Lernleistung erfolgt grundsätzlich nicht.
(4) Soweit ausnahmsweise eine individuelle Kompetenzfeststellung erforderlich ist, sind Zweck, Umfang, Bewertungsmaßstäbe, Datenverarbeitung und Beteiligung des Betriebsrats vorab gesondert zu regeln.
(5) Personenbezogene Schulungsdaten dürfen ausschließlich zur Organisation und zum Nachweis der Qualifizierung sowie zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen verarbeitet werden.
(6) Eine Verwendung zur allgemeinen Leistungsbewertung, Verhaltenskontrolle oder Erstellung von Beschäftigtenrankings ist ausgeschlossen.
(7) Personenbezogene Daten werden gelöscht, sobald sie für die festgelegten Zwecke nicht mehr erforderlich sind und keine gesetzlichen Aufbewahrungspflichten entgegenstehen. Konkrete Löschfristen werden in einem abgestimmten Löschkonzept festgelegt.
§ 10 Schutz der Beschäftigten
(1) Die Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen dient der Befähigung und Unterstützung der Beschäftigten.
(2) Unterschiedliche Vorkenntnisse, Lerngeschwindigkeiten oder Schwierigkeiten im Umgang mit KI dürfen nicht zu Benachteiligungen führen.
(3) Beschäftigte haben Anspruch auf angemessene zusätzliche Unterstützung, soweit diese für die ordnungsgemäße Nutzung der ihnen übertragenen KI-Anwendungen erforderlich ist.
(4) Der Arbeitgeber stellt sicher, dass Beschäftigte bei Fragen oder Unsicherheiten fachkundige Ansprechpartner erreichen können.
(5) Fehler, die auf unzureichende Qualifizierung, fehlende Anleitungen oder ungeeignete KI-Systeme zurückzuführen sind, dürfen nicht ohne Berücksichtigung dieser Umstände individualisiert den Beschäftigten zugerechnet werden.
(6) Die gesetzlichen Rechte und Pflichten der Beschäftigten bleiben unberührt.
§ 11 Beteiligung des Betriebsrats
(1) Der Betriebsrat wird frühzeitig über geplante Qualifizierungsmaßnahmen, neue Schulungsbedarfe und wesentliche Änderungen des Schulungskonzepts informiert.
(2) Der Arbeitgeber stellt dem Betriebsrat mindestens einmal jährlich eine Übersicht über die durchgeführten und geplanten Qualifizierungsmaßnahmen zur Verfügung.
(3) Arbeitgeber und Betriebsrat beraten mindestens einmal jährlich über
· den Stand der betrieblichen KI-Qualifizierung,
· neue Qualifizierungsbedarfe,
· Rückmeldungen und Verbesserungsvorschläge der Beschäftigten,
· erforderliche Anpassungen des Schulungskonzepts.
(4) Die gesetzlichen Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats, insbesondere nach §§ 80, 90, 96 bis 98 und 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG, bleiben unberührt.
(5) Diese Betriebsvereinbarung ersetzt keine erforderliche gesonderte Beteiligung des Betriebsrats bei Einführung, Anwendung oder wesentlicher Änderung von KI-Systemen.
§ 12 Überprüfung der Wirksamkeit
(1) Arbeitgeber und Betriebsrat überprüfen jährlich die Wirksamkeit des Qualifizierungskonzepts.
(2) Hierzu können insbesondere folgende Kriterien herangezogen werden:
· Anteil der Beschäftigten mit abgeschlossener Grundlagenschulung
· Teilnahmequoten an anwendungsspezifischen Schulungen
· Rückmeldungen zur Verständlichkeit und Praxisnähe
· Festgestellter zusätzlicher Schulungsbedarf
· Häufigkeit und Ursachen gemeldeter Anwendungsprobleme, ausschließlich in anonymisierter oder aggregierter Form
(3) Aus den Ergebnissen werden gemeinsam geeignete Verbesserungsmaßnahmen abgeleitet.
§ 13 Inkrafttreten und Kündigung
(1) Diese Betriebsvereinbarung tritt am [Datum] in Kraft.
(2) Sie kann mit einer Frist von drei Monaten zum Monatsende schriftlich gekündigt werden.
(3) Die Betriebsparteien nehmen spätestens zwölf Monate nach Inkrafttreten eine gemeinsame Überprüfung vor.
(4) Im Fall wesentlicher gesetzlicher Änderungen nehmen die Betriebsparteien unverzüglich Verhandlungen über eine erforderliche Anpassung auf.
(5) Soweit Regelungsgegenstände der erzwingbaren Mitbestimmung unterliegen, richtet sich die Nachwirkung nach § 77 Abs. 6 BetrVG. Für andere Regelungen kann eine Fortgeltung bis zum Abschluss einer Anschlussvereinbarung gesondert vereinbart werden.
Ort, Datum

Für den Arbeitgeber

Für den Betriebsrat
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